ThStBauFR Anlage 8 (1)


Muster

Das vorliegende Muster für eine abzuschließende Vereinbarung zwischen dem Zuwendungsempfänger und dem Dritten ist an die tatsächlichen Vorhaben und Bedingungen anzupassen. Die Vereinbarung soll im Entwurf dem Zuwendungsantrag beigefügt werden (siehe hierzu § 16 Abs. 4 dieses Musters). 

Für Baumaßnahmen nach § 148 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist eine analoge Anwendung dieses Musters anzustreben.

Vereinbarung

Zwischen

      (Name)

      (Adresse)

- nachfolgend „Bauherr“ genannt -

und der  FORMDROPDOWN 
      
vertreten durch      
- nachfolgend „Gemeinde“ genannt -

wird folgende Vereinbarung geschlossen:

Präambel

Das Grundstück des Bauherrn in      
Straße/Platz      
Gemarkung      
Flur
     
Flurstück
     
Grundbuch      
Band
     
Blatt
     
liegt im förmlich festgelegten Sanierungsgebiet/Untersuchungsgebiet/Entwicklungsgebiet/Erhaltungssat​zungsgebiet/abgegrenzten Erneuerungsgebiet, im Geltungsbereich des Bebauungsplans/Entwurf des Be​bauungsplans      
Das Vorhaben ist nach den Planungen der Gemeinde zur Erreichung des Sanierungs-/Erhaltungs-/Erneu​erungszieles notwendig. Nach dem Stand der vorliegenden Untersuchungen weist das Gebäude Missstände und Mängel im Sinne des § 177 BauGB auf, die durch Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen beseitigt werden sollen.

§ 1

Vertragsgegenstand

(1) Der Bauherr verpflichtet sich, an  FORMDROPDOWN 
  FORMDROPDOWN 
      
auf dem oben genannten Grundstück die im Leistungsverzeichnis vom      
aufgeführten Modernisierungs-, Instandsetzungs-, Um- und Ausbaumaßnahmen durchzuführen.

(2) Die Gemeinde verpflichtet sich, die Maßnahmen nach § 1 (1) zu fördern.

Hinweis:
Die Gemeinde hat vor der endgültigen Ausfertigung und dem Abschluss dieser Vereinbarung die Wirtschaftlichkeitsberechnung mit der Bewilligungsstelle abzustimmen.

(3) Der Bauherr bedient sich bei der Durchführung der …… des …… (Bitte den Namen des Architekten/fachkundigen Beraters einfügen.)
Hinweis:
Die Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen – VOF – ist zu beachten.
(4) Die Ausstellung der steuerlichen Bescheinigung nach Einkommenssteuergesetz setzt voraus, dass die Maßnahmen nach § 1 (1) entsprechend den Sanierungszielen der Gemeinde unter besonderer Beachtung der denkmalpflegerischen Belange durchgeführt werden.
(ggf. Auflagen)

     
Hinweis:
Wenn mit der Durchführung der Gesamtmaßnahme ein Betreuer/Sanierungsträger beauftragt ist, kann die Gemeinde diesen im Rahmen der Gesetze mit der Wahrnehmung ihrer Interessen und der Vornahme von Rechtshandlungen beim Abschluss dieses Vertrages und bei der Durchführung betrauen.

§ 2

Grundlagen

Dem Vertrag nach § 1 liegen zu Grunde (z. B.):

1. Bauzeichnungen einschließlich Detailplanungen, Baubeschreibung/Bauantrag/

Bauvorbescheid/Baugenehmigung mit Lageplan M 1:1000

Hinweis:
Die Vorlage eines Bauvorbescheides/einer Baugenehmigung vor Beurteilung der Förderfähigkeit des Vorhabens durch die Bewilligungsstelle führt u. U. zu Änderungsanträgen zur Baugenehmigung. Das Vorhaben ist vor Beantragung der Baugenehmigung hinsichtlich der Förderfähigkeit mit der Bewilligungsstelle abzustimmen

2. Verpreistes Leistungsverzeichnis

3. Nutzflächenberechnung/Aufstellung nach Art und Nutzung

4. Wirtschaftlichkeitsberechnung/Finanzierungsplan (ggf. Vorsteuerabzug und Investitionszulage)

§ 3

Durchführung

(1) Die in § 1 genannten Maßnahmen sind bis zum      , jedoch nicht vor      , zu beginnen und bis zum       zu beenden.

Hinweis:
Der im Zuwendungsbescheid festgelegte Bewilligungszeitraum ist zu beachten.

(2) Der Bauherr wird vor Beginn der Bauarbeiten die nach öffentlichem Recht erforderlichen Genehmigungen, insbesondere die erforderliche Baugenehmigung, einholen. Die derzeit geltenden Bestimmungen zur Vergabe öffentlich geförderter Bauvorhaben sind zu beachten. (Die Verdingungsordnung für Bauleistungen – VOB – ist einzuhalten.) Der Gemeinde sind die Submissionsunterlagen vorzulegen.

Hinweis:
Bei Weiterreichung nach ANBest-P gelten die letzten beiden Sätze nicht, wenn der Gesamtbetrag der öffentlichen Zuwendung weniger als 50 TEuro beträgt, es sei denn, der Zuwendungsempfänger ist aus anderen Gründen dazu verpflichtet. 

(3) Der Bauherr wird vor Beginn der Bauarbeiten eine ausreichende Gebäudefeuerversicherung abschließen.

§ 4

Kostentragung und Förderung

(1) Der Bauherr trägt die Kosten der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen.

(2) Die Gemeinde beteiligt sich an den Ausgaben der Maßnahme nach § 1 (1) durch Gewährung eines 

-
Zuschusses zur Deckung der Ausgaben in Höhe von       Euro

-
Darlehens zur Deckung der Ausgaben in Höhe von       Euro

zu einem Zinssatz von       v. H. zu tilgen      .
(3) Grundlage für die nach § 4 (2) zu gewährenden Fördermittel ist die Wirtschaftlichkeitsberechnung nach § 2 unter folgenden Bedingungen:

- Finanzierungsart: (gemäß Festlegung im Zuwendungsbescheid der Bewilligungsbehörde)

Hinweise:
Weitere Festlegungen im Zuwendungsbescheid, wie z. B. Förderobergrenze, Verfahrensweise bei Ausgabenreduzierung, sind zu übernehmen.

(4) Die endgültige Förderhöhe wird nach Prüfung des VN durch den ZG festgelegt.
Hinweise:
-
Außer in Fällen, in denen Mittel des öffentlich geförderten Wohnungsbaus eingesetzt werden, kann auch eine Pauschale in v. H. des errechneten Kostenerstattungsbetrags sinnvoll sein. Dabei können auch die persönlichen steuerlichen Vorteile des Bauherrn und die Bedeutung des Vorhabens für die Sanierung in die Wertung eingehen.

· Es wird grundsätzlich davon ausgegangen, dass die Gemeinde die Modernisierung durch einen Zuschuss fördert. Ausnahmsweise kann zur Deckung der Ausgaben ein Darlehen gewährt werden.

· Eigenarbeitsleistungen sind grundsätzlich nicht den zuwendungsfähigen Ausgaben zuzurechnen. Eine spätere Anerkennung im VN ist nicht möglich.

§ 5

Änderungen

Hinweise:
Für alle Änderungen nach § 5 gilt, dass vor Einwilligung der Gemeinde das Einvernehmen mit dem Zuwendungsgeber herzustellen ist.

(1) Beabsichtigt der Bauherr, von den in § 1 vorgesehenen Maßnahmen abzuweichen, so bedarf es hierzu der Einwilligung der Gemeinde.

(2) Ergibt sich, dass die Maßnahmen nach Art oder Umfang nicht wie vorgesehen durchgeführt werden können oder dass ihre Durchführung wie vorgesehen wirtschaftlich nicht vertretbar ist, so werden die Vertragspartner den Vertrag entsprechend anpassen.

(3) Ergibt sich, dass die vorgesehenen Maßnahmen im Ganzen nicht durchgeführt werden können oder ihre Durchführung im Ganzen wirtschaftlich nicht vertretbar ist, so haben beide Vertragspartner das Recht, vom Vertrag zurückzutreten.

(4) Ergibt sich, dass die im Kostenanschlag angegebenen Kosten wesentlich überschritten werden müssen, so muss der Eigentümer vor Fortführung der Maßnahmen hierzu unverzüglich die Einwilligung der Gemeinde einholen. Ist die Gemeinde mit der Kostenüberschreitung einverstanden, so ist der Vertrag entsprechend anzupassen.

(5) Versagt die Gemeinde in den Fällen des § 5 (4) die Einwilligung und beruht die Kostenüberschreitung auf Umständen, die der Eigentümer nicht zu vertreten hat, so sind beide Vertragspartner berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.

(6) Versagt die Gemeinde in den Fällen des § 5 (4) die Einwilligung und beruht die Kostenüberschreitung auf Umständen, die der Eigentümer zu vertreten hat, so ist die Gemeinde berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.

(7) Die Rechtsfolgen des Rücktritts ergeben sich aus § 15.

§ 6

Zahlungsweise

Die Fördermittel werden wie folgt ausgezahlt:

Als Zuschuss/Darlehen zur Deckung der Kosten in Höhe von      
Hinweis:
Gemäß Finanzierungsart bzw. Festlegung im Zuwendungsbescheid der Bewilligungsbehörde

§ 7

Zulässiger Mietzins und zulässige Mietzinserhöhungen für Wohnraum

(1) Der monatliche Mietzins in dem zu modernisierenden/instand zu setzenden Gebäude beträgt

a)
für mietgebundenen Wohnraum, d. h., wenn Fördermittel für sozialen Wohnraum angesetzt werden 
für die Wohnung(en)      Euro/m²

für die Wohnung(en)      Euro/m²

für die Wohnung(en)       Euro/m²


b)
für sonstigen Wohnraum

für die Wohnung(en)       Euro/m²

für die Wohnung(en)       Euro/m²

für die Wohnung(en)       Euro/m².

(2)
Der Bauherr verpflichtet sich, für einen Zeitraum von 15 Jahren nach Abschluss der Maßnahmen den Mietzins nach § 7 (1) lit. b) für bestehen bleibende Mietverhältnisse um nicht mehr als 15 v. H. nach Ablauf von jeweils drei Jahren zu erhöhen.

(3)
§ 7 (2) gilt entsprechend für Mietverhältnisse, die nach Abschluss dieses Vertrages über modernisierte und instand gesetzte Wohnungen neu begründet werden.

(4)
Die gesetzlichen Vorschriften über die Umlage erhöhter Betriebs- und Kapitalkosten bleiben unberührt.

§ 8

Belegungsrecht

(1) Der Bauherr verpflichtet sich, die modernisierten und instand gesetzten sowie um- und ausgebauten, freiwerdenden Wohnungen nur Wohnungssuchenden zu überlassen, die ihm von der Gemeinde für den Zeitraum der Mietpreisbindung benannt werden, wenn die Gemeinde ihm mindestens drei Wohnungssuchende je Wohnung zur Auswahl benennt.

(2) Die Verpflichtung nach § 8 (1) entfällt bei eigengenutztem Wohnraum. 

Hinweise:
–
Im Rahmen der Wirtschaftlichkeitsberechnung richtet sich die anzunehmende Eigenmiete nach der Höhe der zumutbaren Belastung bei eigengenutztem Wohnungsneubau.
· In begründeten Ausnahmefällen kann die Bindung nach § 7 (2) auf 10 Jahre vermindert werden. Bei Beteiligung des öffentlich geförderten Wohnungsbaus gelten die Mietpreisbindungen und Belegungsbindungen der sozialen Wohnraumförderung (Richtlinien).

· Abweichungen von den Regelungen über Mietpreis- und Belegungsbindungen sind mit der Bewilligungsstelle abzustimmen, insbesondere in Fällen von Pauschalisierungen (anteiligen Kostenerstattungsbeträgen).

§ 9

Zulässige Miet- und Pachtzinserhöhungen für gewerbliche Räume

(1) Der monatliche Miet-/Pachtzins in dem zu modernisierenden/instand zu setzenden Gebäude beträgt 

für die gewerbliche Räume       Euro/m²

für die gewerbliche Räume       Euro/m².

(2) Der Bauherr verpflichtet sich, für einen Zeitraum von 15 Jahren nach Abschluss der Maßnahmen Erhöhungen des Miet-/Pachtzins nur im Einvernehmen mit der Gemeinde vorzunehmen. § 7 (2) ist entsprechend anzuwenden.

Hinweis:
In begründeten Ausnahmefällen kann die Bindung auf 10 Jahre vermindert werden.

§ 10

Fortsetzung von Miet- und Pachtverhältnissen

Der Bauherr verpflichtet sich, die zurzeit des Abschlusses dieses Vertrages bestehenden Miet- und Pachtverhältnisse über die nicht zu Wohnzwecken dienenden Räume und Gebäude bis zu 5 Jahren nach Abschluss der Maßnahmen nicht zu kündigen.

§ 11

Auskunfts- und Anzeigepflicht, Nachbesserungen

(1) Der Bauherr hat die Gemeinde über Umstände, die für die Durchführung des Vertrages von Bedeutung sind (u. a. Kostenänderungen, Änderung der Finanzierung, Planänderungen, weitere Zuschüsse, Nutzungsänderungen) zu unterrichten, ihr auf Verlangen Auskunft über den Stand der Maßnahmen und Einsicht in die Unterlagen zu geben. 
(2) Die Bewilligungsbehörde hat das Recht, die Verwendung der Fördermittel bei dem Bauherrn zu prüfen (§ 44 Absatz 1 ThürLHO). Die Prüfungsrechte des Thüringer Rechnungshofes, des Bundesrechnungshofes und des Europäischen Rechnungshofes bleiben hiervon ebenfalls unberührt.

(3) Der Bauherr hat der Gemeinde unverzüglich nach Abschluss der Arbeiten die vertragsgemäße Durchführung der ihm nach diesem Vertrag obliegenden Maßnahmen anzuzeigen. Die Gemeinde, der Zuwendungsgeber, der Thüringer Rechnungshof, der Bundesrechnungshof und der Europäische Rechnungshof sind berechtigt, die vertragsgemäße Durchführung der Maßnahmen an Ort und Stelle zu überprüfen.

(4) Stellt die Gemeinde fest, dass die dem Bauherrn obliegenden Maßnahmen nicht, nicht vollständig oder mangelhaft durchgeführt sind, so kann die Gemeinde insoweit Nachholung, Ergänzung oder Nachbesserung binnen angemessener Frist verlangen. Kommt der Eigentümer dem Verlangen nicht fristgemäß nach, so gilt § 15 (2) entsprechend.

(5) Innerhalb von 6 Monaten nach Feststellung der Beendigung, spätestens 6 Monate nach Ablauf des Durchführungszeitraumes der Maßnahmen hat der Bauherr einen Verwendungsnachweis zu führen:

Der Verwendungsnachweis muss einen Sachbericht und einen zahlenmäßigen Nachweis beinhalten. Im Sachbericht sind die Verwendung der Zuwendung sowie das erzielte Ergebnis im Einzelnen darzustellen. In dem zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplanes auszuweisen.
(6) Der Nachweis muss alle mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein. Soweit die Möglichkeit zu Vorsteuerabzug nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes besteht, dürfen nur die Entgelte (ohne MwSt) berücksichtigt werden.

Mit dem Nachweis sind die Originalbelege (Einnahme- und Ausgabebelege) über die Einzahlungen und die Verträge über die Vergabe von Aufträgen vorzulegen. Die Einhaltung der VOB ist nachzuweisen (z. B. durch Submissionsprotokoll). 

Die Gemeinde setzt nach Anerkennung der Wirtschaftlichkeitsberechnung den Förderbetrag nach § 4 vorläufig fest. Zu viel gezahlte Förderbeträge sind innerhalb von zwei Monaten nach dieser Feststellung der Gemeinde zu erstatten. Verspätet gezahlte Erstattungsbeträge sind vom Zeitpunkt der Fälligkeit an mit 6 v. H. jährlich zu verzinsen (Nachweis der Verwendung, vgl. Pkt. 6 ANBest-P; Anlage).
§ 12

Unterhaltungs- und Instandsetzungspflichten

Der Eigentümer verpflichtet sich, die modernisierten und instand gesetzten Räume und Gebäude ordnungsgemäß zu unterhalten und bei entstehenden Mängeln im Rahmen ordnungsgemäßer Bewirtschaftung wieder instand zu setzen.

§ 13

Eigentümerwechsel

(1) Für den Fall eines Wechsels im Eigentum an dem Grundstück wird der Eigentümer den Rechtsnachfolger verpflichten, die ihm gegenüber der Gemeinde nach diesem Vertrag obliegenden Verpflichtungen zu übernehmen.

(2) Wird das Grundstück innerhalb von zehn Jahren nach Abschluss der Modernisierungsmaßnahme veräußert (Erbfolge gilt nicht als Veräußerung), ist der Eigentümer verpflichtet, den Anteil an die Stadt/Gemeinde zurückzuzahlen, der über die der Berechnung zu Grunde liegenden Gestehungskosten hinausgeht. Ein Rückforderungsanspruch für den Kostenerstattungsbetrag bleibt vorbehalten.

(3) Hat der Bauherr bzw. Verfügungsberechtigte eine Modernisierungsvereinbarung abgeschlossen, ist ggf. auch der Berechtigte nach Rückübertragung des Eigentums an diesem Vertrag gemäß § 16 (2) VermG gebunden.

§ 14

Kündigung

Der Vertrag kann nur aus wichtigem Grunde gekündigt werden. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn der Vertragspartner die ihm auf Grund dieses Vertrages obliegenden Verpflichtungen nicht erfüllt, wenn der Bauherr bewusst unrichtige Angaben in den zur Berechnung der Förderung nach § 4 maßgeblichen Unterlagen gemacht hat, oder wenn Voraussetzungen für den Vertragsabschluss nachträglich entfallen sind.

§ 15

Rechtsfolgen bei vorzeitiger Beendigung der Vereinbarung

Erfolgt der Rücktritt nach § 5 oder die Kündigung nach § 14 auf Grund von Umständen, die der Bauherr nicht zu vertreten hat, so kann der Bauherr verlangen, dass die Gemeinde ihm die notwendigen Aufwendungen erstattet, die ihm im Vertrauen auf die Durchführung des Vertrages entstanden sind. So weit Maßnahmen nach § 1 bereits durchgeführt sind, wird auf der Grundlage eines Verwendungsnachweises und der der Zuwendung zugrunde liegenden Wirtschaftlichkeitsberechnung der Förderbetrag festgesetzt. Ausgezahlte Förderungsbeträge, die diese Höhe überschreiten, sind innerhalb von zwei Monaten nach Feststellung der Überzahlung an die Gemeinde zurückzuzahlen. 

(1) Verspätet gezahlte Beträge sind vom Zeitpunkt der Fälligkeit an mit 2 v. H. über dem jeweils geltenden Diskontsatz jährlich zu verzinsen.

(2) Bei Rücktritt nach § 5 oder bei Kündigung nach § 14 auf Grund von Umständen, die der Bauherr zu vertreten hat, sind die ausgezahlten Förderungsbeträge sofort zurückzuzahlen und vom Tage der Auszahlung an mit 6,00 v. H. jährlich zu verzinsen.

§ 16

Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen, Ergänzungen

(1) Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt nicht die Gültigkeit des übrigen Vertragsinhaltes. Die Vertragspartner verpflichten sich, im Wege einer Vereinbarung solche Bestimmungen durch gleichwertige gültige Bestimmungen zu ersetzen.

(2) Sollten bei der Durchführung des Vertrages ergänzende Bestimmungen notwendig werden, so verpflichten sich die Vertragspartner, die erforderlichen Vereinbarungen zu treffen.

(3) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sowie andere Vereinbarungen, die den Inhalt dieses Vertrages berühren, bedürfen der Schriftform.

(4) Diese Vereinbarung wird erst nach Zustimmung der Bewilligungsstelle für Städtebauförderungsmittel im Landesverwaltungsamt Weimar bzw. nach materieller Bestandskraft des Zuwendungsbescheides  wirksam.

Anlage: 

ANBest-P

     , den      
     , den      
..........................................................
.............................................................

Bauherr
Gemeinde

Hinweis:
Durch die Gemeinde ist der Vertrag erst nach erteiltem Bescheid bzw. nach Zustimmung durch das Landesverwaltungsamt Weimar zu unterzeichnen.

